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Kenntnis, wie das das politische System und die Gewaltenteilung in Bund und Kanton 
funktionieren, ist Voraussetzung für die politische Partizipation von Bürgern und damit für die 
Glaubwürdigkeit von Volksentscheiden und Wahlen. 

Wenn auch Zweifel an den letzten Vox-Analysen zu den Volksabstimmungen vom 9. Februar 2014 
angebracht sind, zeigt die Auswertung durch das Institut GfS Bern, dass der Anteil von 
stimmabstinenten 18- bis 30-Jährigen seit Jahren zunimmt.  

Der Unterzeichnete hält diese Entwicklung für beunruhigend und führt einen Teil der 
Stimmabstinenz auf mangelnde Kenntnis der jüngeren Generation über die Grundelemente 
unserer demokratischen Gesellschaft und fehlende Sensibilisierung auf die politische 
Auseinandersetzung in den prägenden Jugendjahren. Die Wichtigkeit der Sensibilisierung für 
politische Partizipation wird über sämtliche Parteigrenzen hinweg bejaht, da es zentrale Regeln 
unseres Zusammenlebens aufzeigt und bekräftigt. Wenn das Interesse von Jugendlichen an 
politischer Partizipation jedoch gesteigert werden soll, braucht es hierzu konkrete Massnahmen. 

Der Lehrplan 21, welcher zum ersten Mal für alle Deutschschweizer Schüler die gleichen Lernziele 
festlegt, wäre hierzu prädestiniert. Im Lehrplan 21 wird der Umgang mit politischen Fragen oder 
das Verhältnis Bürger-Staat im Fachbereich "Natur, Mensch, Gesellschaft (NMG)" behandelt. Die 
überarbeitete Version des Lehrplans 21 brachte jedoch Ernüchterndes zum Vorschein. Der 
Staatskundeunterricht wird weiterhin marginalisiert und je nach Stufe verschiedenen Fächern und 
übergeordneten Themen zugeordnet. Ab der 7. Klasse vermittelt der Lehrplan 21 zwar Werte wie 
Menschenrechte und Demokratie. Den Schülerinnen und Schüler soll jedoch nicht nahegebracht 
werden, als Bürgerinnen und Bürger am politischen System der Schweiz teilzunehmen, 
abzustimmen, zu wählen oder sich politisch zu engagieren.  

Da im Lehrplan 21 für die politische Partizipation ein fixer Platz fehlt, ist diese geradezu verurteilt, 
vernachlässigt zu werden. Damit der Stimmzettel für viele Jugendliche künftig nicht mehr direkt im 
Altpapier landet, ersuche ich daher die Regierung um die Beantwortung der folgenden Fragen: 

1. Welche Chancen sieht die die Regierung, dass die Deutschschweizer Erziehungsdirektoren 
(D-EDK) bei der Überarbeitung des Lehrplans 21 der Sensibilisierung zur politischen 
Partizipation mehr Platz einräumen werden? Wenn ja, welche und wo?  

2. Wie sind diesbezüglich die Chancen für die Einführung eines Staatskundeunterrichts? 

3. Hat die Regierung konkrete Vorschläge zur Steigerung der Sensibilisierung zur politischen 
Partizipation an der D-EDK eingebracht? Wenn ja, welche? Sollten diese bislang durch die 
D-EDK nicht berücksichtigt worden sein, wird der Regierungsrat diese Vorschläge bei der 
Konkretisierung der baselstädtischen Lehrplangestaltung zur Diskussion stellen? 

4. Wie hat und wird sich die Regierung in der D-EDK bezüglich der Einführung eines 
Staatskundeunterrichts einbringen?  

5. Welchen Stellenwert wird der Staatskundeunterricht künftig an den Basler Schulen haben? 
Gilt das Versprechen vom zuständigen Departementsvorsteher in einem Telebasel-Beitrag 
vom 20. September 2009 ("Stellungnahme von Regierungsrat Eymann zur Forderung der 
Jungfreisinnigen") noch, dass es im neuen Lehrplan Platz für Staatskunde in den 
bestehende Fächern geben müsse? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Regierung für die Einführung eines Staatskundeunterrichts in 
der obligatorischen Schulzeit mit verbindlicher Stundenanzahl? Was ist für eine Umsetzung 
dieses Ziels notwendig?  

7. Wie stellt der Regierungsrat im neuen Lehrplan 21 sicher, dass es künftig nicht mehr 
vornehmlich am Engagement einer Lehrerin/eines Lehrers liegt die Regeln über das 
demokratische Zusammenleben sowie den kompetenten Umgang mit tagesaktuellen 
Informationen den Schülerinnen und Schülern zu vermitteln? 
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